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Schwerpunkt

Zwischen Fremdbestimmung und Selbstbehauptung 
– intermediäre Organisationsformen der Jugend 
vom Kaiserreich bis zur Gegenwart

Jakob Benecke

Zusammenfassung
Millionen von Jugendlichen machten in den bildungshistorischen Epochen vom Wilhelminischen Kaiser-
reich bis zur Gegenwart prägende Erfahrungen in Jugendorganisationen. Es handelt sich somit um dau-
erhaft bedeutende Sozialisationsinstanzen. In ihren verschiedenen Erscheinungsformen kamen von etwa 
20 Prozent (im Kaiserreich) bis zu gut 80 Prozent (zu Zeiten der NS- und SED-Diktatur) der zeitgenössisch 
Heranwachsenden zusammen. Im vorliegenden Beitrag werden Jugendorganisationen im Sinne interme-
diärer Systeme als Bindeglieder verstanden. Dies gilt auch für Jugendbewegungen, die zumeist Organisa-
tionsformen integrieren bzw. sich ab einem bestimmten Grad der Ausdifferenzierung aus solchen zusam-
mensetzen. Von dieser Warte aus erfolgt eine systematisierende Einordnung des jeweils vorherrschenden 
Verhältnisses zwischen gesellschaftlichen Kontrollansprüchen einerseits und dem jugendlichen Bestreben 
nach partieller oder – deutlich seltener – vollständiger Selbstbestimmung andererseits. 

Schlagwörter: Jugendorganisationen, Jugendbewegungen, konfessionelle Jugendarbeit, Sportvereine, 
Hitler- Jugend (HJ), Freie Deutsche Jugend (FDJ) 

Between social control and self-assertion: intermediary forms of youth organizations in Germany from the 
Empire to present day

Abstract
For millions of children and young adults from the times of the Wilhelmine Empire up until present-
day Germany, membership in a youth organizations was a formative experience. Youth organizations can 
therefore be seen as consistently influential agents of socialization. In their various manifestations, they 
made possible the coming together of about 20 percent (Imperial Period) to around 80 percent (under the 
Nazi and East German dictatorships, respectively) of all adolescents of their time. In this contribution, youth 
organizations are examined as intermediary systems that link disparate individuals and interests across 
other forms of social separation. This also applies to youth movements, which tend to integrate concrete 
organizational forms or transform into various organizations as the movement becomes more differentiated 
regarding e.g. its goals over time. Based on this perspective, the contribution provides a general outline and 
systematic assessments of the changing predominant relation between social requirements of control and 
adolescent aspirations to achieve partial or – much more rarely – complete self-determination.
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1 Einleitung 

Die Historie des Jugendkonzeptes (Dudek, 2022) seit dem 18. Jahrhundert ist durch anhal-
tende Ambivalenzen gekennzeichnet. Hierbei stellt eine Problemsicht auf die Jugendli-
chen ihrer Zeit – trotz aller Wandlungen – ein epochenüberdauerndes Deutungsmuster dar 
(Roth, 1983, S. 137; Ferchhoff, 2007, S. 28–29; Griese, 2014, S. 23). Als deren Gegen-
stück lässt sich ein Jugendmythos ausmachen, der insbesondere im ausgehenden 19. und 
20. Jahrhundert aufzufinden war. Dieser orientierte sich allerdings weniger an den konkre-
ten Heranwachsenden und deren tatsächlichen Befindlichkeiten (Reulecke, 1988, S. 11). 
Der Mythos war überwiegend einer, der ‚Jugend‘ – nicht selten mit nationalistischen Kon-
notationen versehen – verklärend und weitgehend unabhängig vom tatsächlichen Lebensal-
ter der Betreffenden als Empfindung proklamierte. Wenn Jugendliche hiervon profitierten, 
dann zumeist durch die symbolische Aufwertung ihnen in Abhängigkeit von der jeweili-
gen Auslegung des Jugendmythos attestierter Charakteristika (Koebner et al., 1985). Auch 
für die bildungshistorische Realentwicklung dieser Bevölkerungsgruppe können Ambiva-
lenzen als charakteristisch angesehen werden. Seit der bürgerlichen Aufklärung ermög-
lichte die Konzeption von ‚Jugend‘ als biographisches Moratorium den Heranwachsenden 
Momente der Freisetzung und Selbstbestimmung. Allerdings waren diese Optionen von 
starken sozialen Separationen gekennzeichnet. Während sich im Bürgertum des ausgehen-
den 19. Jahrhunderts breitenwirksam eine eigenständige Jugendkultur ausbilden konnte, 
galt dies für die weibliche, die bäuerliche und die Arbeiterjugend kaum. Eingedenk weiter 
bestehender milieu- und geschlechterbezogener sozialer Ungleichheiten können die Vor-
aussetzungen für eine Realisierung eines biographischen Moratoriums für alle Jugendli-
chen seit dem 20. Jahrhundert als annähernd erfüllt angesehen werden (Zinnecker, 2000, 
S. 41–44). In diesem Kontext wurde Jugend als Bevölkerungsgruppe dann als selbst durch 
schädliche Umwelteinflüsse gefährdet sowie – spätestens seit der Weimarer Republik und 
der dort aufkommenden Überrepräsentation Jugendlicher in Ballungsräumen und sozialen 
Brennpunkten – potenziell den zeitgenössischen Gesellschaftsfrieden gefährdend angese-
hen. Diese vermeintlichen Gefährdungspotentiale zogen jugendpolitische und pädagogi-
sche Kontrollansprüche nach sich, die nicht zuletzt von Jugendorganisationen1 praktisch 
umgesetzt werden sollten. Zugleich wurde Jugend als Bevölkerungsgruppe von unter-
schiedlichen Interessengruppen als gesellschaftliches Zukunftsversprechen gedeutet sowie 
– insbesondere durch die Propaganda der Diktaturen (Benecke, 2020, S. 22–23) – als sol-
ches öffentlich proklamiert und in entsprechenden Praxen von Jugendarbeit inszeniert. In 
Summe resultierte hieraus eine bildungshistorische Grundstruktur des Umgangs mit den 
jugendlichen Adressat*innen, die sich in den jugendpolitischen Ansprüchen und deren Rea-
lisierungsformen der praktischen Jugendarbeit in der je zeit- (historischer Kontext) und 

1 Welche sozialen Konstellationen im Bereich der Jugendarbeit konkret als ‚Organisationen‘ zu definie-
ren sind, ist in systematischer Hinsicht nicht abschließend geklärt. Meist erfolgt eine merkmalsbezo-
gene Einstufung (Benecke, 2020, S. 57–67). Wendet man diese eher weitgefasste Kategorisierungs-
praxis an, können auch Soziale Bewegungen zu den Jugendorganisationen gerechnet werden. Letztere 
durchlaufen meist einen Institutionalisierungsprozess (Donges & Jarren, 2022, S. 129) und beinhalten 
dann oftmals Organisationen in ihren Praxen. 
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weltanschaulichen bzw. milieutypischen (programmatische Ausrichtung) Ausprägungs-
form wiederfand. Stets ging es um eine – unterschiedlich ausgeprägt – kontrollierte Inte-
gration in die jeweils als zu bewahrend oder herbeizuführend erachteten Gemeinschafts- 
bzw. Gesellschaftsformen (Bock & Schröer, 2020, S. 259–260; Krafeld, 2022, S. 67–79). 
Bei aller notwendigen Differenzierung der Ansprüche und Praxen von Jugendarbeit in den 
unterschiedlichen bildungshistorischen Bezügen kann letztlich Protektion – der ‚Jugend‘ 
wie auch der jeweils protegierten Verhältnisse – als Kerncharakteristikum der Zielsetzun-
gen von Jugendpolitik und Jugendrecht sowie entsprechender pädagogischer Jugendarbeit 
auf Seiten ihrer erwachsenen Arrangeure angesehen werden (Sachße, 2018, S. 313–314). 
Infolgedessen waren Jugendorganisationen als deren Elemente Zeit ihres Bestehens und bis 
in die Gegenwart mit dem doppelten Anspruch konfrontiert, zugleich als Interessenvertre-
tungen der Jugendlichen und als diese betreuende Erziehungsinstitutionen agieren zu sollen 
(Münchmeier, 1996, S. 222–223; Krafeld, 2022, S. 75–76). 

Im Anschluss an diese bildungshistorischen Ausführungen wird ‚Jugend‘ im vorliegen-
den Beitrag als „Beziehungskategorie“ aufgefasst, „mit der in spezifischer Weise Genera-
tionenbeziehungen ausgedrückt werden“ (Groenemeyer, 2014, S. 56). Dieser „Ausdruck“ 
konnte und kann heterogene Formen einer jugendpolitischen Kontrollintention anneh-
men (Luedtke & Wiezorek, 2016, S. 7): von einer integrativ ausgerichteten sozialpädago-
gischen Förderung bis hin zur gewaltsamen Unterdrückung negativ konnotierter jugend-
licher Eigenheiten. Mit einer entsprechenden Intention erfolgende Initiativen finden sich 
etwa ab den obrigkeitsstaatlich-jugendpolitischen Bestrebungen des Wilhelminischen Kai-
serreichs. Deren Zielsetzung war es, die Kontrolllücke zwischen Schule und Kasernentor 
bei den männlichen sowie zwischen dem Verlassen der Herkunftsfamilie und der eigenen 
Eheschließung bei den weiblichen Heranwachsenden ohne Kontrollverlust zu überbrücken. 
Teil des somit umrissenen Feldes sind die Jugendorganisationen in ihren heterogenen bil-
dungshistorischen Erscheinungsformen. Über die vergangenen gut 150 Jahre verbrach-
ten in diesen in Deutschland zusammengenommen einige Millionen Jugendliche beider 
Geschlechter nicht unerhebliche Teile ihrer Sozialisation. 

Die jugendlichen Reaktionsmuster auf solche Integrationsaufforderungen können – als 
andere Seite der intergenerationellen ‚Beziehung‘ – allgemein zwischen rebellierendem 
Aufbegehren (1), Einwirkungsversuchen auf die bestehenden gesellschaftlichen Verhält-
nisse (2) oder deren kritikloser Annahme und der Einpassung respektive einem späteren 
Hineinwachsen in diese (3) changieren. Allerdings dürfen diese Kategorien nicht statisch 
verstanden werden, sondern als Momentaufnahmen eines Beziehungsstatus, der sich wan-
deln kann.2 In diesem Sinne stellten die kollektiven Forderungen der zeitgenössischen 
Jugend nach mehr Selbst- und weniger Fremdbestimmung in allen Epochen reaktive Ver-
haltensmuster dar (Krafeld, 2022, S. 10). Jugendliche Protestinszenierungen sind demnach 
als „mehr oder weniger spontane Versuche“ anzusehen, „auf eine als allzu drückend emp-
fundene Indienstnahme der Jugend zu reagieren und entsprechende Gängelungen abzu-
wehren“ (Reulecke, 1988, S. 251–252). Unterhalb dieser allgemeinen Charakterisierung 

2 Ein anschauliches, wenngleich kaum verallgemeinerbares Beispiel für diese Prozesshaftigkeit liefer-
ten die Geschwister Scholl und deren Wandlung von überzeugten BDM- bzw. HJ-Führer*innen zu 
Widerstandskämpfer*innen während der NS-Zeit (Benecke, 2015, S. 35 und S. 95–96).
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als reaktiv können Generationenkonflikte somit nur vor dem Hintergrund der jeweils vor-
herrschenden politischen und kulturellen Zeitumstände hinreichend verstanden werden, aus 
denen sich ihr spezifisches Konfliktpotential speist. 

Im Anschluss an diese Skizze einer epochenüberdauernden Ambivalenz jugendpoliti-
scher Ansprüche einerseits und jugendlicher Selbstbestimmungsforderungen andererseits, 
kann der Jugendarbeit im Allgemeinen ein entsprechender Vermittlungsbedarf attestiert 
werden. In diesem Sinne werden Jugendorganisationen im Folgenden konkret als interme-
diäre Organisationen angesehen und exemplarisch aufgezeigt, ob und wie diese in spezi-
fischen bildungshistorischen Kontexten dieser Vermittlungsaufgabe gerecht wurden bzw. 
worin mögliche Ursachen eines Scheiterns lagen. 

2 Jugendorganisationen als intermediäre Systeme 

Analyseleitend ist im Folgenden ein Verständnis von Jugendorganisationen als intermedi-
äre Organisationen, die wiederum als Akteure (Donges & Jarren, 2022, S. 123) innerhalb 
des intermediären Systems der Jugendarbeit aufgefasst werden. 

Ganz allgemein bezeichnet ein intermediäres Element oder System ein Bindeglied. Damit wird auf 
zwei weitere Ebenen verwiesen, die durch das intermediäre Element verknüpft, also in einen Funkti-
onszusammenhang gebracht werden. Intermediäre Systeme verbinden (mindestens) zwei externe Sys-
teme, zwischen denen Kommunikationsschranken existieren oder die sogar in einem spannungsrei-
chen bzw. widersprüchlichen Verhältnis zueinander stehen. (Rucht, 1991, S. 5) 

Versteht man das Feld der Jugendarbeit epochenüberdauernd als ein intermediäres System, 
in welchem sich lediglich die konkreten Ansprüche und Organisationsformen wandeln, 
dann können die Jugendorganisationen als dessen Akteure angesehen werden, die in Bezug 
auf ihre Strukturen, Programmatiken und Praxen ein breites Spektrum aufweisen. Dieses 
reicht von der autoritären Formation ihrer Mitglieder (Benecke, 2020, S. 356–375) bis zum 
Arrangement von Ermöglichungsräumen für emanzipatorische Bildungserfahrungen in der 
(post-)modernen offenen Jugendarbeit (Thole, 2013, S. 80–82). Ihre Zuständigkeit erhalten 
die Jugendorganisationen in diesem Rahmen durch die Umsetzung ihnen zugeschriebener 
öffentlicher Erziehungs- und Bildungsaufträge sowie durch Partizipationsaufforderungen 
infolge einer – zumeist von deren erwachsenen Intitiator*innen – selbsterklärten intergene-
rationellen Interessengemeinschaft (Reulecke, 1988, S. 252). In solchen Fällen einer pro-
klamierten und auch von den jugendlichen Adressat*innen subjektiv wahrgenommenen 
Interessensgemeinschaft konnte das Angebot einer Partizipation am organisierten Jugend-
leben bei schwelenden Generationenkonflikten für letztere teils Abhilfe schaffen.3 Gegen-

3 Beispiel hierfür wäre etwa das Angebot des Bundes Deutscher Mädel (BDM) zur weiblichen Mit-
gliedschaft in der HJ. Im Gegensatz zur männlich dominierten bürgerlichen Jugendbewegung, bot 
dieses nach 1933 zunächst scheinbar allen Mädchen der rassistisch zugeschnittenen „Volksgemein-
schaft“ prinzipiell die Option zur organisational unterstützten Emanzipation von ihren patriarchali-
schen Elternhäusern (Benecke, 2015, S. 177–181). Dass diese sich dabei untergeordnet in neue Auto-



Diskurs Kindheits- und Jugendforschung Heft 1-2023, S. 5–25 9

über den traditionellen Autoritäten ihres Umfeldes (Eltern, Lehrer, Lehrmeister, Geistliche) 
bot dies den Jugendlichen mitunter Optionen vermeintlicher Selbstbestimmung, die subjek-
tiv als Emanzipation wahrgenommen werden konnte. Oder eine Zuständigkeit ergibt sich 
durch eine – ggf. gleichzeitige – explizite Passung ihrer Angebote zu den Bedürfnissen der 
Jugendlichen. Die Theoriebildung zur politischen Kommunikation benennt als wesentliche 
intermediäre Akteure Verbände, soziale Bewegungen bzw. Interessengemeinschaften und 
Parteien (Donges & Jarren, 2022, S. 111). 

Die Interessenvermittlung in Organisationen umfasst vier Grundfunktionen (Donges & 
Jarren, 2022, S. 112–113): 
1. Interessengenerierung; diese bezieht sich darauf, dass im Rahmen der Interaktionen 

innerhalb der Jugendorganisationen „diffuse Gefühle“ der Beteiligten „in konkrete Inte-
ressen transformiert werden“.

2. Interessenaggregation; diese bezieht sich auf die Herausforderung einer – oftmals kon-
trovers verlaufenden – „Bündelung von Interessen“ zu organisationsbezogenen Pro-
grammatiken oder politischen respektive pädagogischen Forderungen. 

3. Interessentransformation; diese meint das Insgesamt der „Vermittlungsprozesse wie 
Selektion, Gewichtung oder Umdeutung“, wie sie bei der Auswahl und ggf. Integration 
unterschiedlicher Interessen durch die Organisationen erfolgen.

4. Interessenartikulation; hiermit wird die „Sichtbarmachung“ der (jugendpolitischen) 
Interessen angesprochen. Hieraus ergibt sich jene, für die intermediäre Funktionali-
tät der Organisationen unverzichtbare, spezifische Identität im Sinne einer (vermeint-
lichen) „Zurechenbarkeit“. 

Die weiteren Ausführungen können lediglich einige Schlaglichter auf ausgesuchte Bei-
spiele aus den drei genannten Bereichen – Vereine respektive Verbände als deren überge-
ordnete Strukturen, Jugendorganisationen im Vorfeld von politischen Parteien sowie soziale 
Bewegungen – werfen, um das Phänomen in seinen oben systematisierend angesproche-
nen Bezügen exemplarisch zu beleuchten. Quantitativ repräsentierten insbesondere die ers-
ten beiden Typen intermediärer Jugendorganisationen im Verlauf ihrer Geschichte seit dem 
Wilhelminischen Kaiserreich und bis heute die überwiegende Mehrzahl der Akteure auf 
diesem Feld. Die reaktiv erfolgenden und selten vollständig autonom initiierten ‚Sozialen 
Bewegungen‘ wiesen durchweg eine geringere Mitgliederstärke auf. Ihre zunächst sponta-
nen Inszenierungen können als Interessenartikulationen angesehen werden, in denen sich 
in besonderem Maße ein intergenerationeller Vermittlungsbedarf ausdrückt. Dies gilt auch 
eingedenk der Tatsache, dass es sich bei ihnen stets um kleinere Minderheiten ihrer zeitge-
nössischen Jugenden handelte und bildungshistorische Desiderate oftmals für jene Jugend-
lichen bestehen, die intendiert oder zufällig gerade kein Teil von Jugendbewegungen 
waren. In Summe wurden im Kaiserreich etwa 20 Prozent der Jugendlichen von Jugendor-
ganisationen erfasst (Gängler, 1996, S. 180). Während der Weimarer Republik erhöhte sich 
dieser Anteil infolge einer voranschreitenden Vergesellschaftung der Jugend auf 40 Pro-
zent (Gängler, 1996, S. 184–185). Somit erreichten die Jugendverbände – nimmt man die 

ritätsstrukturen integrierten, blieb solange folgenlos, bis die Kontrollintentionen des Regimes sowie 
deren repressive Durchsetzung selbst wiederum überwiegend als beengend empfunden wurden.
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Jugendorganisationen der Diktaturen mit ihren Höchstwerten einer Erfassungsquote von 
über 80 Prozent nicht hinzu – den bis heute höchsten Organisationsgrad der Geschichte. 
Die verbandliche Jugendarbeit (re-)stabilisierte sich in den Westzonen respektive der Bun-
desrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg rasch. Für die frühen 1960er Jahre wurden Mit-
gliedszahlen erhoben, die wieder einen bis heute in etwa gehaltenen Organisationsgrad von 
etwa 40 Prozent der Jugendlichen belegen (Rauschenbach, 1991, S. 124–126). 

2.1 Verbände4

Auf diesem Feld konnten vor allem die konfessionellen und die Sportverbände bereits 
im Kaiserreich und dann epochenüberdauernd größere Erfolge bei der Mitgliedergewin-
nung erzielen. Hierbei verdankten gerade die katholischen Vereine ihre frühe Mitglieder-
stärke über Generationen hinweg gewachsenen Bindungen.5 Die evangelischen (ab 1830) 
und katholischen (ab 1846) Jünglingsvereine führten um 1910 geschlechter- und schich-
tenübergreifend hunderttausende und damit immerhin zehn Prozent aller Heranwachsen-
den im Jugendalter in ihren Reihen zusammen (Mitterauer, 1986, S. 218–219). Beide Kon-
fessionen erreichten mit ihren Angeboten zunächst im Kleinbürgertum einigen Einfluss, 
nicht aber im Proletariat, dem nominellen Hauptadressat eines Großteils der damaligen 
kontrollierend-fürsorgerischen Aktivitäten (Nicolay-Fischbach, 2022, S. 88). Die Praxen 
ihrer Jugendorganisationen erschöpften sich bei den konfessionellen Trägern weitgehend in 
einem allgemeinen und einem weltanschaulich ausgerichteten Protektionismus: Materielle 
Unterstützung und berufliche Förderung einerseits; belehrende Allgemeinbildung und reli-
giöse Erziehung andererseits (Krafeld, 1984, S. 22; Hastenteufel, 1988, S. 302–305). Insbe-
sondere in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg erfuhren auch die konfessionellen 
Jugendverbände (Benecke, 2020, S. 453–454) ein nicht mehr zu übersehendes Nachlassen 
ihrer Bindekräfte gegenüber der Jugend (Tillmanns, 1999, S. 121–124). In den 1980er und 
frühen 1990er Jahren war die konfessionelle Jugendarbeit schließlich mit der verbands-
übergreifenden Entwicklung konfrontiert, dass sich die zeitgenössische Jugend zusehends 
von den in den Kirchen tradierten Werteauslegungen distanzierte. Für sie bedeutenden The-
men – „Sicherung des Friedens, Schutz der Umwelt, Emanzipation der Geschlechter und 
soziale Gerechtigkeit“ (Tillmanns, 1999, S. 152) – gingen die Jugendlichen fortan zuneh-
mend außerhalb dieser etablierten Jugendverbände nach (Tillmanns, 1999, S. 151–154). 
Mit Blick auf die Eignung der konfessionellen Jugendverbände als intermediäre Organisa-
tionen kann somit ein Funktionsverlust derselben attestiert werden. Diese Problematik zeigt 
sich auch, wenn man die Strukturen interner Interessentransformation in der konfessionel-
len Verbandsarbeit betrachtet. So kann eine (verlangte) Eingliederung der Jugendlichen in 
die starren kirchlichen Hierarchien als epochenüberdauerndes, zugleich jedoch der Eig-
nung als intermediäre Vermittler widersprechendes Charakteristikum konfessioneller und 

4 Hierunter werden die Vereine gefasst, in denen die Jugendlichen Mitglieder sind, wie auch die Ver-
bände als deren übergeordnete Strukturen. 

5 Die ersten Anfänge einer katholischen, als seelsorgerische Betreuung verstandenen Jugendarbeit kön-
nen bis zu den ‚Marianischen Kongregationen‘ rückdatiert werden, die 1563 initiiert wurden (Tillmanns, 
1999, S. 23). 
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insbesondere der katholischen Jugendarbeit angesehen werden. Hieraus resultierte für diese 
eine anhaltende intergenerationelle Spannung. Nicht von ungefähr rekurriert Drews (1991) 
in seiner Studie zur Gegenwart katholischer Jugendverbandsarbeit auf ein krisenauslösen-
des „Spannungsfeld zwischen der Kirchenhierarchie einerseits und den verbandlich orga-
nisierten Jungkatholiken andererseits“ (S. 17). Als intermediäre Akteure stehen die konfes-
sionellen Jugendorganisationen auch zukünftig vor der Herausforderung, in konstruktivem 
Austausch mit den jugendlichen Mitgliedern „den Spagat zwischen ihrem normativen Pro-
fil und ihrer Offenheit für die allgemeinen Trends und Entwicklungen im Jugendbereich zu 
meistern“ (Fauser et al., 2006, S. 28).6 Dem steht – bildungshistorisch wie gegenwärtig – 
jedoch die Tatsache entgegen, dass die konfessionellen Jugendorganisationen am deutlichs-
ten an einer internen Weltanschauung ausgerichtet sind und deren Protektionismus sich in 
Abhängigkeit hiervon häufig vorrangig auf den Schutz der Kirche als deren Basisinstitu-
tion bezieht. Hieraus ergeben sich für intermediäre Interessentransformationen besondere 
Hürden. Etwa während der Weimarer Republik bei der Aushandlung zwischen seelsorge-
rischem Selbstverständnis der älteren Generationen und den Versuchen jüngerer Vertre-
ter, die zusehends an Attraktivität unter Jugendlichen gewinnenden sportlichen Aktivitäten 
in die Verbandsarbeit zu integrieren (Nicolay-Fischbach, 2021, S. 114–119). Schwerwie-
gender ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass die katholische Jugendarbeit zwi-
schen Kaiserreich und früher Bundesrepublik eine konsequente Orientierung an konfessio-
nellen Sittlichkeitsvorstellungen aufwies, deren Auslegungen selbst Legitimierungen einer 
sozialen Exklusion Jugendlicher bis hin zur partiellen Befürwortung von Sterilisation und 
Euthanasie ermöglichten (Nicolay-Fischbach, 2021, S. 341–352). 

Eine gesteigerte intermediäre Bedeutung erhielten die konfessionellen Jugendorga-
nisationen unter den repressiven Sozialisationsbedingungen während der Diktaturen. Im 
Gegensatz zum in diesen vorherrschenden totalitären Protektionismus, der sich strikt am 
Primat des Politischen ausrichtete, konnten sie trotz der oben angedeuteten Einschränkun-
gen für zahlreiche Jugendliche Ermöglichungsräume für selbstbestimmtes Denken und 
Handeln darstellen (Benecke, 2020, S. 423–428). So wurde es in der Weimarer Republik, 
insbesondere aber nach 1933, zusehends zur umfassenden Herausforderung aller jüdischen 
Jugendfürsorge, einen Ausgleich gegenüber den massiver werdenden Sozialisationsbelas-
tungen für die betreffenden Heranwachsenden zu schaffen. Mit dieser Zielsetzung etab-
lierte man zunächst geschützte Sozialräume, in denen der Versuch unternommen wurde, 
auf die sich verschärfenden Bedingungen für die Identitätsbildung damals heranwachsen-
der Juden in Deutschland mit unterstützenden Bildungsangeboten zu reagieren (Schatzker, 
1988, S. 231–243). Somit evozierte der antisemitische Horizont eine eigene Wendung des 
Generationenverhältnisses. Unter diesen aufgezwungenen Umständen generierte die jüdi-
sche Jugendarbeit bemerkenswerte und tatsächlich fürsorglich zu nennende Initiativen zwi-
schen religiöser oder zionistischer Identitätsentwicklung und Überlebenssicherung für ihre 
jugendliche Klientel. Hierbei handelte es sich um eine ausgeprägte emotionale und zuneh-
mend auch physische Protektion in einer Umwelt, die den jüdischen Jugendlichen nach 
und nach alle Explorationsräume versperrte. In der DDR hingegen waren solche Räume 
überwiegend evangelisch geprägt. Die Zusammensetzung der dort zusammenkommenden 

6 So das Fazit der Studie zur aktuellen Lage der Evangelischen Jugend. 
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jugendlichen Klientel fiel entsprechend dem primären Motiv, Rückzugsräume gegenüber 
den Zumutungen staatlicher Kontrolle zu finden, heterogen aus (Lehmann, 2018, S. 120–
121). In diesem Kontext übten die evangelischen Jungen Gemeinden einige Anziehungs-
kraft auf Jugendliche aus, da sie es ermöglichten, abseits „der gelenkten Diskussionen in 
Schule und FDJ offen über Probleme zu diskutieren“ (Lehmann, 2018, S. 124). 

Als Initiatoren organisierten Jugendlebens waren und sind zudem die Sportvereine epo-
chenübergreifend quantitativ und qualitativ – mit Blick auf die Passung ihrer Angebote zu 
den verbreiteten jugendlichen Bedürfnissen nach körperlicher Betätigung und Wettkampf – 
erfolgreich. Zu intermediären Organisationen wurden die Sportvereine und deren Verbände 
vor allem in solchen Kontexten, in denen mit ihren Angeboten weiterführende Erwartungs-
haltungen verknüpft wurden. Exemplarisch hierfür können die Aktivitäten eines formie-
renden „Wehrsports“ für die männliche Jugend während des Ersten Weltkrieges7, in der 
letzten, zunehmend von einer allgemeinen Militarisierung geprägten Phase der Weimarer 
Republik sowie den beiden Diktaturen in Deutschland genannt werden. Demgegenüber 
erhielten im Kontext jüdischer Jugendarbeit ab 1933 vor allem deren Sportvereine eine her-
ausgehobene intermediäre Funktion (Wahlig, 2015, S. 168–210). Angesichts zunehmender 
Sozialisationsbelastungen durch antisemitische Diffamierung, Ausgrenzung und Verfol-
gung boten sie den jüdischen Jugendlichen ansatzweise geschützte Ermöglichungsräume 
zur Identitätsbildung. In manchen Gegenden vereinten sie nahezu sämtliche jüdische Her-
anwachsende in ihren Reihen. Später wurden Unterstützungsmaßnahmen zu einer Vorbe-
reitung auf eine lebensrettende Auswanderung der Heranwachsenden zur primären Heraus-
forderung ihrer intergenerationellen Vermittlungsarbeit (größerer Kontext: die Programme 
der Hachschara, darunter der Jugend-Alija; Wahlig, 2015, S. 204–210).

Nach 1945, insbesondere aber seit den 1960er Jahren und der neuen Ausrichtung auf die 
Förderung von Emanzipation im Kontext einer demokratischen Jugendbildung, erfolgte im 
Westen Deutschlands eine – bis in die Gegenwart prägende – Aktualisierung des Selbstver-
ständnisses der verbandlichen Jugendarbeit. Hierbei handelte es sich letztlich um eine an 
den Ansprüchen einer (erneut) demokratisch organisierten Staatsform orientierte, program-
matische und praxiswirksame Anpassung der Integrationsintention. Bereits am 3. Oktober 
1949 war der Deutsche Bundesjugendring gegründet worden (Gröschel 1999, S. 21–24). 
Über die Jugendverbände sollte und soll den Heranwachsenden laut deren neuem Leit-
bild, welches das Ergebnis des „Grundsatzgesprächs des Deutschen Bundesjugendrings“ 
in St. Martin/Pfalz von 1962 darstellte, nun „das Einüben von Verhaltensweisen in der 
demokratischen Massengesellschaft“ ermöglicht werden und daher die politische Bildung 
„ein besonderes Schwergewicht“ (zit. n. Münchmeier 1996, S. 212–213) erhalten. Von sol-
chen herkömmlichen Formen organisierter Jugendarbeit wandte sich jedoch auch nach den 
1960er Jahren eine steigende Zahl Jugendlicher ab. Seit Mitte der 1990er-Jahre erfährt die 
politische Jugendbildung in Deutschland wiederum eine erhöhte intermediäre Bedeutungs-
zuschreibung. In Reaktion auf rechtsextreme Orientierungen in Teilen der jungen Gene-
rationen, aber auch alarmiert durch niedrige Wahlbeteiligungen aus deren Reihen sowie 

7 In diesen Kontext ist auch die 1909 vollzogene Überführung der 1907 in England begonnenen Pfadfin-
derarbeit nach Deutschland und deren „Wehrkrafterziehung“ zu stellen (Schubert-Weller, 1998, S. 172–
174; Ahrens, 2015, S. 39–42; Benecke, 2020, S. 118–129). 
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infolge der Entwicklung Deutschlands zu einer Migrationsgesellschaft, wird ihr im Rah-
men zahlreicher, befristeter und beständig modifizierter Bundesprogramme in den letzten 
Jahrzehnten eine erhöhte demokratiepolitische Bildungsrelevanz attestiert. Dieser Auftrag 
soll nicht zuletzt in Jugendorganisationen realisiert werden.

2.2. Soziale Bewegungen

Soziale Bewegungen lassen sich als „Kollektive Akteure“ (Donges & Jarren, 2022, S. 128) 
definieren. Es handelt sich mithin um „ein auf Dauer gestelltes und durch kollektive Iden-
tität abgestütztes Handlungssystem mobilisierter Netzwerke von Gruppen und Organisati-
onen, welche sozialen Wandel mittels öffentlicher Proteste herbeiführen, verhindern oder 
rückgängig machen wollen“ (Rucht, 1994, S. 338–339). Für ihr Agieren als intermediäre 
Organisationen sind auf Aufmerksamkeitsgenerierung ausgelegte „Formen des kollektiven 
öffentlichen Protestes“ durch ihre Anhänger*innen als „konstitutiv“ anzusehen (Donges & 
Jarren, 2022, S. 129).

Die bürgerliche Jugendbewegung

In die Epoche des Wilhelminischen Kaiserreichs fällt die Gründung des ‚Wandervogels‘ 
als Ursprung der ersten Phase der bürgerlichen Jugendbewegung.8 Sie vereinte schon ob 
ihrer Milieugebundenheit sowie infolge ihres über alle Phasen hinweg elitären Selbstver-
ständnisses lediglich eine kleinere Minderheit der damals Heranwachsenden in ihren Rei-
hen.9 Der Ausgang ihrer Geschichte lässt sich im Jahr 1896 und regional in Steglitz bei Ber-
lin verorten. Von hier aus unternahm eine kleinere Gruppe von Gymnasiasten regelmäßige 
Wanderungen ins Umland. Bis 1911 formte sich in den Wandervogelbünden ein stabiles 
Selbstverständnis als eigenständige Jugendorganisationen. Bezogen auf die Interpretation 
von Jugend als Beziehungskategorie ist festzustellen, dass die bürgerliche Jugendbewe-
gung schon in ihrer ersten Phase allenfalls in Ausnahmefällen einen Kampf gegen die 
gesellschaftlichen Autoritäten (Eltern, Lehrer*innen, Geistliche) ihrer direkten Umwelt 
führte. Das Verhältnis zu den eigenen Eltern war selten von offener Aggression geprägt – 

8 In der einschlägigen Literatur findet sich meist eine Einteilung der Phasen der bürgerlichen Jugendbe-
wegung, die zwischen Wandervögeln und bündischer Jugend unterscheidet. Etwas differenzierter und 
damit trennschärfer fällt eine Untergliederung in drei Phasen aus (Benecke 2020, S. 263): 1. Die Phase 
des Wandervogels (bis 1913 datiert); 2. Die Phase der Freideutschen Jugend, als deren Initialzündung 
der Übergang der Trägerschaft von der Schüler-Generation der Wandervögel auf die Studenten-Gene-
ration der ‚Freideutschen‘ angesehen wird (datiert bis 1919, höchstens aber bis 1923); 3. Die Phase der 
bündischen Jugend, die bis 1933 angesetzt wird. 

9 Dies galt auch für die Student*innenbewegung der späten 1960er und frühen 1970er Jahre. Deren 
Akteur*innen entstammten überwiegend einem liberal eingestellten bildungs-bürgerlichen Milieu 
(Krabbe, 2010, S. 197) und repräsentierten eine Minderheit ihrer zeitgenössischen Altersgenoss*in-
nen. Auch sie rebellierten weniger konsequent gegen die Vertreter*innen älterer Generationen in ihrem 
direkten Umfeld (Eltern, Doktorväter) und deren NS-Verstrickungen als mitunter kolportiert. Ebenso 
stellt die Frage nach den Motiven derjenigen zeitgenössischen Jugendlichen ein anhaltendes Desiderat 
dar, die bewusst nicht an deren Inszenierungen partizipierten – an letzteren war die weibliche Jugend 
erneut unterrepräsentiert (Hodenberg, 2018, S. 7–18 und 45–76). 
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dies schon von daher, dass „das Verständnis vieler Eltern und Lehrer dem Wandervogel 
erstaunlich weit entgegenkam“ (Neuloh & Zilius, 1982, S. 37). Nicht von ungefähr durch-
lief die weit überwiegende Mehrheit der Wandervögel der Vorkriegszeit das Gymnasium 
erfolgreich bis zum Abitur. Kritik übten sie grundsätzlich an der Starre und Strenge der 
wilhelminischen Normen und Konventionen sowie entsprechenden Formen institutiona-
lisierter Erziehung und Bildung. Im Gegenzug beriefen sie sich auf vermeintlich bessere 
Traditionen der deutschen Geschichte. Hierbei war die zentrale Forderung nach kulturel-
len Reformen weitgehend an die Ideale des erwachsenen Bürgertums anbindungsfähig 
(Mogge, 1988, S. 34–35; Volkholz, 2022, S. 51). Die Motive des jugend bewegten interge-
nerationellen Aufbegehrens werden anhand des Aufrufs der Freideutschen Jugend exem-
plarisch deutlich, der zur Teilnahme am ersten ‚Freideutschen Jugendtag‘ 1913 auf dem 
Hohen Meißner einlud: 

Die deutsche Jugend steht an einem entscheidenden Wendepunkt. Die Jugend, bisher nur ein Anhäng-
sel der älteren Generation, aus dem öffentlichen Leben ausgeschaltet und auf eine passive Rolle ange-
wiesen, beginnt sich auf sich selbst zu besinnen. Sie versucht, unabhängig von den Geboten der Kon-
vention sich selbst ihr Leben zu gestalten. Sie strebt nach einer Lebensführung, die jugendlichem 
Wesen entspricht, die es ihr aber zugleich auch ermöglicht, sich selbst und ihr Tun ernst zu nehmen 
und sich selbst als einen besonderen Faktor in die allgemeine Kulturarbeit einzugliedern. (zit. n. Roth 
& Rucht, 2000, S. 9–10) 

Hier klingt die Forderung nach jugendlicher Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
sowie nach anzuerkennender gesellschaftlicher Partizipation an. Diese solle laut der späte-
ren sogenannten ‚Meißner-Formel‘ vom Oktober 1913, der „ersten programmatisch knap-
pen Äußerung dieser Art überhaupt“, von den Jugendlichen „aus eigener Bestimmung“, 
„vor eigener Verantwortung“ und mit „innerer Wahrhaftigkeit“ sowie „unter allen Umstän-
den geschlossen“ (Ahrens, 2015, S. 35) vollzogen werden. Ihre anhaltende Integrations-
kraft dürfte die Formel allerdings vor allem der Tatsache zu verdanken haben, dass sie 
überaus vage formuliert und von daher schon damals sowie retrospektiv mit heteroge-
nen Dispositionen aufladbar war. Tatsächlich konnte das symbolische Datum der Feier auf 
dem Hohen Meißner 1913 bereits zeitgenössisch die vorherrschenden ideologischen Kon-
flikte und gruppenbezogene Unterschiedlichkeit innerhalb der bürgerlichen Jugendbewe-
gung kaum mehr überdecken. Die Reaktionen von Seiten Erwachsener, die sich außerhalb 
der Jugendbewegung dieser mit einem jugendpolitischen Fokus widmeten, ließen in ihren 
Einschätzungen hingegen häufig einen ausgeprägten Protektionismus erkennen. So hatten 
beispielsweise Befürchtungen, die Jugendbewegung könne „Unordnung“ stiften, zu Jah-
resbeginn 1914 eine mehrere Sitzungen überdauernde Parlamentsdebatte im Bayerischen 
Landtag ausgelöst (Stambolis, 2015, S. 19). Die „auflagenstarke […] Familienzeitschrift 
‚Die Gartenlaube‘“ resümierte in einem Bericht über die Feierlichkeiten in Leipzig und auf 
dem Hohen Meißner entsprechend: 

[E]s bestehe zwar ein gewisses Misstrauen von Seiten Erwachsener gegen diese ‚Freizeitbewegung‘ 
der Jugend und es sei auch noch nicht klar zu erkennen, wie sich diese ‚Revolte‘ gegen die Zwänge der 
Schule entwickeln werde. Dennoch: Die Tatsache, dass sie ihren Anspruch auf jugendliche Freiräume 
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zum Wandern nutze, stelle nun wirklich ‚keinen Missbrauch der Freiheit‘ dar. Bedenklich sei lediglich 
‚die gar so radikale Selbstverständlichkeit, mit der Mädchen und Knaben […] beieinander‘ gewesen 
seien. (zit. n. Stambolis, 2015, S. 19)10 

Abstrahiert man von typisch-zeitgenössischen Problemsichten, so fallen die Parallelen zu 
den Debatten um die heute aktuelle ökologische Jugendbewegung ins Auge. Bis hin zur 
Anführung der Schule als Institution, deren notwendige Zwänge gegenüber einem jugend-
lichen Selbstbestimmungsrecht zu priorisieren seien, handelt es sich somit um ein epo-
chenüberdauerndes Phänomen eines misslingenden intergenerationellen Verständigungs-
prozesses. Auf Seiten der Jugendlichen garantiert die argumentative oder aktiv-vollzogene, 
jedoch selten radikal erfolgte, Infragestellung der Schulpflicht hingegen eine gesteigerte 
Aufmerksamkeit für die eigene Interessenartikulation. 

Die bürgerliche Jugendbewegung wurde zugleich und in zunehmendem Maße durch 
ihre bewegungsübergreifend für viele der Organisationsformen zu konstatierenden „dunk-
len Seiten“ charakterisiert (Niemeyer, 2013; einordnend: Benecke, 2020, S. 170–182). Als 
solche können u.a. ein sich mit deren identitätsstiftendem elitären Selbstverständnis ver-
bindender, teils zum völkischen Chauvinismus neigender Nationalismus sowie ein hier-
aus mitunter entspringender Antisemitismus angesehen werden. Diese problematischen 
Strukturen waren in der bürgerlichen Jugendbewegung bereits während ihrer ersten Phase 
angelegt. Spätestens nach dem Übergang zur bündischen Phase kam es diesbezüglich dann 
zu einer weiteren nationalistischen Übersteigerung organisationsbezogener Identitätsent-
würfe, welche weiterhin auch antisemitische Deutungsmuster integrierten. Die in der ‚For-
mel‘ proklamierte „innere Freiheit“ der Jugend war in deren Selbstverständnis „nur noch 
die Freiheit zur Einordnung“ (Ahrens, 2015, S. 71) in eine formierende Organisationsstruk-
tur. Schließlich bildete sich eine „bündische Szene“ aus, die spätestens ab 1928 im größeren 
nationalistischen Lager vernetzt war (Ahrens, 2015, S. 179–183 und 244–348). Mit dem 
aufkommenden Nationalsozialismus setzte man sich kaum kritisch auseinander. Zu des-
sen Jugendorganisationen sah man sich selbst – bei weitgehender Verkennung der eigenen 
quantitativen Relevanz – eher in Konkurrenz, denn in Gegnerschaft stehend. Die Jugend-
lichen selbst waren des Öfteren zugleich in bündischen Organisationsformen und der HJ 
Mitglieder. 

Die übergeordneten Motive der bürgerlichen Jugendbewegung, gesellschaftliche Refor-
men und selbstbestimmte Partizipation an diesen, boten insgesamt einen sozialutopischen 
Mentalitätsrahmen, in welchem sich demgegenüber auch Interessengenerierungen mit 
anderslautender Stoßrichtung vollziehen konnten. So kam es bei einer kleineren Minderheit 

10 Hier zeigt sich eine epochenüberdauernde problemzentrierte Erwartungshaltung: Wo immer Jugend-
liche beider Geschlechter ohne kontrollierende Instanz zusammenkamen, fanden sich Erwachsene, 
die einen Sittenverfall als unausweichliche Konsequenz erwarteten (exemplarisch: Benecke, 2020, 
S. 136–137). Dies betraf vor allem die öffentliche Wahrnehmung der informellen Jugendgruppen, von 
den ‚wilden‘ Cliquen des Kaiserreichs und der Weimarer Republik (Benecke, 2020, S. 241–246) bis zu 
den ‚Halbstarken‘ der BRD (Benecke, 2020, S. 471–473). Da sich diese informellen Jugendgruppen 
intendiert dem reglementierenden Zugriff der Erwachsenen entzogen und ihre Aktivitäten als provo-
zierend-abgrenzende Inszenierungen von Gegenkulturen verstanden, werden sie im vorliegenden Bei-
trag nicht als Jugendorganisationen im Sinne intermediärer Akteure aufgefasst. 
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zur Generierung und Proklamation dezidiert linksorientierter, teils auch pazifistischer Inte-
ressen (Holler, 2014). Die mangelnde Trennschärfe solch politischer Einstellungen unter-
halb der oben genannten jugendbewegten Grundmotive führte im Verlauf der Biografien 
einiger Bündischer mit dem Wechsel der Lebensphasen und politischer Systeme „zu einem 
Pendelschlag zwischen den Extremen“ (Schmidt, 2017, S. 9). Ebenfalls zur erweiterten 
bürgerlichen Jugendbewegung können schließlich jene Organisationsformen gezählt wer-
den, die zusätzlich konfessionelle Motive in ihre Entwürfe einer Gesellschaftsreform inte-
grierten (Benecke, 2020, S. 287–296). Solche waren bei der katholischen Jugend etwa der 
1909 gegründete Quickborn, bei der evangelischen Jugend die um 1920 aufkommende, 
zudem einem sozialistischen Selbstverständnis folgende Neuwerkbewegung. 

Die jüdische Jugendbewegung

Der Beginn der jüdischen Jugendbewegung in Deutschland lässt sich auf die Gründung des 
jüdischen Wandervereins 1907 im selben Jahr in Breslau durch Joseph Marcus datieren. 
Der später hinzugekommene, bis heute geläufige, Namenszusatz „Blau-Weiß“ hat ebenfalls 
in Breslau seinen Ursprung (Schatzker, 1988, S. 268). Die Generierung einer jüdischen 
Jugendbewegung hatte, zusätzlich zu den mit der bürgerlichen geteilten, einige spezifi-
sche Auslöser (Pilarczyk, 2009, S. 43): 1. Das Erstarken national-jüdischer und zionisti-
scher Tendenzen in Deutschland und Europa; 2. Der bereits vor dem Ersten Weltkrieg in 
der bürgerlichen Jugendbewegung aufkommende Antisemitismus, mit dem sich die jüdi-
schen Jugendlichen dort konfrontiert sahen. Somit kann für diese Minderheit zunächst von 
einer aufgezwungenen Interessengenerierung innerhalb eigener Jugendorganisationen aus-
gegangen werden. Wenn nicht als Ursprung in einem chronologischen Sinne, so doch als 
wesentliche Initialzündung lässt sich bezüglich deren Gründung die – mit dem Argument, 
sie sei Jüdin, begründete – Verweigerung der Aufnahme einer Schülerin in den Wander-
vogel in Zittau im Frühjahr 1913 auffassen (Benecke, 2020, S. 199–201 sowie die dortige 
Angabe weiterführender Literatur). Diese Exklusion löste in der bürgerlichen Jugendbewe-
gung hitzige Debatten um eine dortige „Judenfrage“ sowie die Teilhabe von Mädchen aus 
und führte auch zu Reaktionen auf Seiten der jüdischen Jugend. Letztere fanden schließ-
lich in der verstärkten Initiierung eigener Organisationsformen ihren mittelbaren Ausdruck. 
Auch die jüdische Jugendbewegung gab sich in der Folge ein elitäres Image. Vor 1933 
waren in ihren Reihen weniger als fünf Prozent der jüdischen Jugend organisiert (Pilarczyk, 
2009, S. 47). Die Gruppierungen der jüdischen Jugendbewegung erlebten dann insbeson-
dere nach der nationalsozialistischen Machtübernahme in Konsequenz von antisemitisch 
motivierter sozialer Exklusion und später offener Verfolgung einen dramatischen Zulauf 
(Pilarczyk, 2009, S. 162). 1936 waren bereits 50.000 Jugendliche zwischen 12 und 25 Jah-
ren beigetreten – etwa 60 Prozent aller jüdischen Jugendlichen. Hier offenbarte sich ein 
umfassender intermediärer Bedarf jüdischer Heranwachsender. Gegenüber zunehmender 
antisemitischer Ausgrenzung galt es, eigene Rückzugsräume zu generieren, in welchen den 
Beteiligten die Ausbildung und Stabilisierung einer jüdischen Identität ermöglicht würde. 
Bei der Ausgestaltung entsprechender Organisationsformen vermengten sich häufig spezi-
fische religiöse oder zionistische mit den bürgerlich-jugendbewegten Motiven.
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Die Arbeiterjugendbewegung

Die Arbeiterjugendbewegung hatte insgesamt deutlich höhere Mitgliederzahlen als beide 
anderen Varianten ihrer Zeit. Ihr Entstehungsort war das Handwerk. Dort waren zeitgenös-
sisch Arbeiterjugendliche zu tausenden der Ausbeutung unterworfen. So führte in diesem 
Milieu schließlich der Selbstmord eines Lehrlings, der sich 1904 aufgrund der Misshand-
lungen durch seinen Lehrmeister erhängt hatte, zur Initiierung des Vereins der Lehrlinge 
und jugendlichen Arbeiter Berlins (Schley, 1987, S. 11). Das damit institutionalisierte 
Engagement dieser intermediären Jugendorganisation war mit dem primären Kampf gegen 
die Misshandlungen durch Lehrmeister, daneben der Wahrnehmung rechtlicher Interessen, 
Bildungsarbeit sowie einer Entwicklung geselliger Beziehungsformen eindeutig an den 
Interessen der Klientel ausgerichtet (Eppe, 2008). Trotz Unterstützung durch Erwachsene 
wurde zunächst „die gesamte Organisation […] entscheidend von Jugendlichen getragen“ 
(Krafeld, 1984, S. 43). Sie ist demnach in ihrer frühen Form unter den Jugendbewegungen 
am deutlichsten als im Ursprung reaktive, jedoch von den Jugendlichen selbständig initi-
ierte Interessenvertretung anzusehen. Jedoch nahmen nicht zuletzt die traditionellen Insti-
tutionen der Arbeiterbewegung (Sozialdemokratische Partei, Gewerkschaften) den rasan-
ten Anstieg der Arbeiterjugendbewegung mit einiger Skepsis wahr. Ein Grund hierfür war 
die Befürchtung der Erwachsenenorganisationen, ihren Status und den entsprechenden 
Einfluss als alleinige Interessensvertretung aller Proletarier zu verlieren (Krafeld, 1984, 
S. 49–50; mit Blick auf die Gewerkschaften: Tilsner-Gröll, 1982, S. 282). In Konsequenz 
dessen vereinnahmten sie ab 1907 sukzessive und letztlich nahezu vollständig die selb-
ständigen Arbeiterjugendorganisationen (Krabbe, 2010, S. 62–65). Aus intermediärer Sicht 
kann diese Strukturentwicklung problematisiert werden, da die frühen Selbstvertretungs-
formen der Jugendlichen nicht in partizipative, sondern vielmehr in Praxen einer überwie-
genden Fremdbestimmung von Seiten Erwachsener überführt wurden.

‚Neue‘ Soziale Bewegungen

Die, in den 1970/80er Jahren aufkommenden, ‚neuen‘ Sozialen Bewegungen lassen erneut 
Bezüge zur Gegenwart deutlich werden. Die Beteiligung an ihren Aktivitäten fiel sozial 
heterogener aus als bei allen Jugendbewegungen zuvor. Es waren Studierende, noch häufi-
ger aber Jugendliche aus den unteren und mittleren Schichten, die hieran partizipierten und 
diese Strukturen zur Interessenartikulation nutzten. Sie alle trieb die Sorge um eine dro-
hende Zerstörung der eigenen Lebensgrundlagen durch ökonomische Krisen, ausgreifende 
Arbeitslosigkeit, die Zerstörung der Umwelt und die Gefahren des Wettrüstens an (Was-
mund, 1982). Auf übergeordneter Ebene kam eine bekannte Melange reaktiver jugendli-
cher bzw. adoleszenter Motive zum Tragen:

Sie alle verband das Gefühl der Entfremdung in einer total verwalteten Gesellschaft sowie der Wunsch 
nach Selbstverwirklichung, nach Selbstbestimmung und Autonomie, ferner das Streben nach Identi-
tät. (Krabbe, 2010, S. 212)
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Abstrahiert man wiederum von den unmittelbar zeittypischen Begründungsmustern sol-
cher Aktivitäten, so drängen sich für diese Bewegung konkrete Parallelen zur ökologischen 
Jugendbewegung (Brenner, 2019) der Gegenwart auf. Die eigenmotivierte Partizipation 
der Jugendlichen an den gemeinsamen Interessengenerierungen und demonstrativen Inter-
essenartikulationen der Sozialen Bewegungen ist geeignet, das allgemeine Attribut ‚unpo-
litisch‘ für die Jugendgenerationen nach 1945 mindestens zu relativieren. Dies hatte schon 
für die Zeit unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg gegolten. Die damalige Jugend ver-
weigerte sich – wie die Beteiligung an den Protesten gegen die Remilitarisierung Deutsch-
lands exemplarisch aufzeigt – weniger allem Politischen per se und war durchaus bereit, 
sich basisdemokratisch zu engagieren. „Skeptisch“ (Helmut Schelsky) waren diese Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen vielmehr gegenüber wahrgenommenen Versuchen einer 
politischen Indienstnahme durch die Vertreter*innen einer vorrangig von Erwachsenen 
gelenkten Organisationswelt. Damals wie heute verstellt die allgemeine Zuschreibung einer 
‚unpolitischen‘ Jugend allerdings den Blick für die intermediären Potentiale solcher ange-
botener oder selbstinszenierter Organisationsformen, die geeignet sind die Heranwachsen-
den zur aktiven Partizipation zu motivieren.  

2.3 Jugendverbände politischer Parteien und Gewerkschaften

Als besonders hervortretendes allgemeines Merkmal der Jugendarbeit der Weimarer 
Republik als erster parlamentarischer Demokratie in Deutschland kann dessen Politisie-
rung angesehen werden (Benecke, 2020, S. 234–236). Zu dieser kam es in den meisten 
Jugendverbänden, wenngleich in recht heterogenen Ausprägungen und Ausrichtungen 
(Böhnisch & Gängler, 1991, S. 54–55). Die strukturelle Veränderung auf der Ebene des 
politischen Systems brachte eine erhöhte Bedeutung der Parteien als intermediäre Organi-
sationen sowie der intergenerationellen Interessenvermittlung in diesen mit sich. Eine Kon-
sequenz hieraus war die verstärkt aufkommende Gründung von Parteijugenden respektive 
Jugendverbänden politischer Organisationen (Krabbe, 2010, S. 64–66) – etwa der Gewerk-
schaftsjugenden (Tilsner-Gröll, 1982, S. 92–95). Während der präsidialen Regierungen 
und der gesellschaftlichen Unruhen in den letzten Jahren der Republik sowie aufgrund 
des damit einhergehenden Einflussgewinns der Reichswehr auf die Politik, kam es dann 
zu einer deutlichen Verstärkung der – bereits während des Ersten Weltkriegs ausgeweite-
ten (Schubert-Weller, 1998, S. 47–50) – Militarisierung der Jugendarbeit als aggressiver 
Spezifikation des Politischen. Diese zeigte sich nicht zuletzt und lagerübergreifend auch in 
den Jugendorganisationen (Tautz, 1998, S. 3–5). Um 1930 waren allein in explizit rechts-
gerichteten und militanten Jugendverbänden, die primär eine Erziehung im militärischen 
Sinne anstrebten, über 300.000 vornehmlich männliche Jugendliche organisiert (Longe-
rich, 2003, S. 91). In diesem Gesamtkontext war die an die NSDAP angebundene, natio-
nalsozialistische Sturmabteilung (SA) besonders erfolgreich. Vor dem Hintergrund eines 
vorgeblich intergenerationell geteilten politischen Interesses – dem Kampf gegen die Repu-
blik – schien sie zahlreichen Jugendlichen ein verlockendes Angebot zur Behebung inter-
generationeller Ungerechtigkeiten und persönlichen Leidensdrucks zu offerieren. In der 
krisenhaften Endphase der Republik stieg die SA-Mitgliedschaft sprunghaft an; letztlich 
bis auf 455.000 im August 1932 (Longerich, 2003, S. 159). Dabei stammten 59,1 Prozent 
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aus der Bevölkerungsgruppe der 19- bis 24- und weitere 19,1 Prozent aus der der 24- bis 
29-Jährigen. Für viele damals Heranwachsende, nicht wenige von ihnen von Arbeitslosig-
keit betroffen, verband sich mit einer dortigen Mitgliedschaft die subjektive Wahrnehmung, 
man könne hier soziale Isolierung durch Gemeinschaft, Passivität durch Aktivität, Ein-
flusslosigkeit durch einschüchternde Stärke, unerfüllte Tage durch militärische Ordnung 
und die Verrichtung scheinbar bedeutender Aufgaben sowie nicht zuletzt die hoffnungslos 
erscheinende ökonomische Lage durch das Angebot eines Unterstützungsnetzwerks erset-
zen. Bei dieser subjektiven Wahrnehmungsstruktur handelt es sich um – weiterhin überwie-
gend, aber keineswegs ausschließlich unter männlichen Jugendlichen und Adoleszenten – 
bis heute feststellbare sozialpsychologische Motive für eine Zuwendung zu rechtsradikalen 
Einstellungen und Verhaltensmustern sowie zu entsprechenden Formen kollektiver Inter-
essengenerierung und -artikulation (Benecke, 2020, S. 482–492; Krafeld, 2022, S. 51–53).

Ganz allgemein liegen die Hauptfunktionen parteigebundener Jugendorganisationen in 
der Gewinnung potenzieller Jungwähler*innen, der Kommunikation mit anderen Jugend-
verbänden, der jugendbezogenen Interessenartikulation innerhalb der jeweiligen Partei 
sowie in der kontinuierlichen Gewinnung von politischem Nachwuchs „zur Regeneration 
der Parteifunktionsstellen“ (Krabbe, 1995, S. 14). Von der Überführung der Arbeiterju-
gendbewegung in sozialdemokratische Parteistrukturen bis zur Neugründung von partei-
gebundenen Jugendorganisationen nach 1945 waren – teils kontroverse – Debatten über 
die Frage nach dem Verhältnis zur jeweiligen Mutterpartei und der eigenen Selbständig-
keit ein übergreifendes Charakteristikum der intergenerationellen Interessenaggregation 
(Benecke, 2020, S. 317–347). Ab 1946 begannen in allen drei westlichen Besatzungszonen 
die demokratischen Parteien erneut damit, eigene Jugendverbände aufzubauen (Krabbe, 
2010, S. 122–145; Benecke, 2020, S. 473–481). In den 1950er/60er Jahren etablierten die 
Jugendverbände der demokratischen Parteien sich als deren Vorfeldorganisationen im poli-
tischen System der BRD (Krabbe, 2010, S. 162). 

Die Jugendorganisationen der Diktaturen

Die Hitler-Jugend (HJ) und die Freie Deutsche Jugend (FDJ) waren Parteijugenden. Anders 
als – auch zeitgenössisch – mitunter kolportiert, wurde die HJ nie formal Staatsjugend 
(Buddrus, 2003, S. 251). Die FDJ geriet ab 1947 – nachdem es erste Organisationsgrün-
dungen bereits in den westlichen Besatzungszonen gegeben hatte – in vollständige Abhän-
gigkeit von der SED, in die sie allerdings formal nicht integriert war (Krabbe, 2010, S. 27). 
In beiden Diktaturen waren deren Führungen – über alle personellen Wechsel hinweg – 
dem jeweiligen Regime unkritisch ergeben und vollzogen einen Protektionismus, der dem 
unbedingten Primat des Politischen rückhaltlos folgte (zur HJ: Benecke, 2013; zur FDJ: 
Skyba, 2022). In diesem Sinne stellten die Aktivitäten dieser beiden Jugendorganisatio-
nen Beispiele einer – eingedenk einer teils komplexeren Alltagsrealität – strukturell for-
malisierten und programmatisch funktionalisierten Interpretation des Intermediären dar.11 

11 Letzteres fand seinen deutlichsten Ausdruck in der zunehmenden – ideologisch begründeten – Rück-
haltlosigkeit, mit der die Reichsjugendführung des NS-Regimes HJ-Mitglieder in Kriegseinsätze 
schickte, die deren sicheren Tod bedeuteten (Buddrus, 2003, S. XXXII). 
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Demgegenüber sollten jugendliche Bedürfnisse nur in Abhängigkeit hiervon artikuliert und 
entsprechendes Verhalten gefördert werden. Dem widersprechende Interessenartikulatio-
nen Heranwachsender wurden als abweichend stigmatisiert und sanktioniert. Beide Dikta-
turen diffamierten diese Jugendlichen und Jugendgruppen als „asozial“ und verorteten die 
Ursachen hierfür ausschließlich bei ihnen und in ihrem Umfeld (zum NS: Benecke, 2013, 
S. 77–82; Benecke, 2020, S. 418–438; zur DDR: Zimmermann, 2004).

Vor diesem totalitären jugendpolitischen Hintergrund steigerte sich die Gesamterfas-
sungsquote der Jugend in beiden Diktaturen sukzessive auf Durchschnittswerte von 80 Pro-
zent (FDJ: Mählert, 2001, S. 6) bzw. 85 Prozent (HJ: Benecke, 2013, S. 42). Eine quantita-
tive Vollerfassung der Jugend, die ihren Zugriffen ausgesetzt war, gelang keinem der beiden 
Verbände. Für die HJ wie auch für die FDJ bleibt somit diesbezüglich ein ambivalenter 
Gesamteindruck: Enorme, durch die Kontrollmechanismen der Diktatur ermöglichte12 For-
mationserfolge stehen einem wiederkehrenden und letztlich endgültigen Scheitern in Bezug 
auf die quantitativ (Vollerfassung) und qualitativ (Indoktrination) totalitären jugendpoliti-
schen Ansprüche der Regimes gegenüber (zum NS: Benecke, 2015; Postert, 2021; zur DDR: 
Lehmann, 2018). Bei der Rekrutierung von Mitgliedern verfing, neben der Vermeidung von 
Sanktionen, eine Mischung aus materiellen Vorteilen, ästhetischen Gemeinschaftserlebnis-
sen und symbolischer Aufwertung (Ideologie, Propaganda) bei vielen Jugendlichen, die 
sich infolgedessen bereitwillig in den Jugendorganisationen engagierten (zur HJ: Benecke, 
2020, S. 412–415; zur FDJ: Benecke, 2020, S. 546). Dies schloss beispielsweise während 
der NS-Herrschaft auch vielfältige Beteiligungen der HJ und ihrer Mitglieder an den Verbre-
chen des Regimes mit ein – von diffamierenden Angriffen auf politische Gegner, andersden-
kende Jugendliche oder ‚Fremdvölkische‘, bis zur aktiven Partizipation an der Ermordung 
von Juden im Rahmen der ‚Endphasenverbrechen‘ (Benecke, 2015, S. 55–59). Die Bereit-
schaft für ein persönliches Engagement ließ jedoch häufig nach, wenn der organisationale 
Alltag überwiegend als bloße Reproduktion formaler Abläufe und die Umgangsformen als 
repressive Bevormundung wahrgenommen wurden (zur NS-Zeit: Benecke, 2013, S. 84–87; 
Benecke, 2020, S. 415–416; zur DDR: Benecke, 2020, S. 556). In solchen Fällen, wie auch 
bei Versuchen Jugendlicher, den dortigen Diensten zu entgehen oder sie zumindest durch 
andere, selbstbestimmte Erfahrungsräume zu ergänzen, zeigte sich deren intermediäre Unfä-
higkeit. Keine der Jugendführungen beider Diktaturen ging anders als abwehrend bis sank-
tionierend auf derartige Interessenartikulationen ‚ihrer‘ Jugenden ein. 

4 Fazit und Ausblick

Der exemplarische Durchgang durch die eingangs genannten Bereiche intermediärer Orga-
nisationsformen hat einerseits Potentiale für eine intergenerationell-vermittelnde Jugendar-
beit aufgezeigt. Andererseits wurden kontinuierlich wiederkehrende Blockaden einer gelin-
genden Praxis von Jugendorganisationen in diesem Sinne aufgezeigt. Als solche können 

12 In beiden Diktaturen: Ausschaltung anderer Jugendorganisationen; zunehmende Sanktionierung einer 
Verweigerung gegenüber ‚der‘ Jugendorganisation; Verknüpfung berufsbiographischer Optionen (Ver-
gabe von Lehrstellen oder Studienplätzen) mit einer dortigen Mitgliedschaft. 
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vor allem Organisationsstrukturen angesehen werden, in denen die Heranwachsenden – 
auch subjektiv – von der Interessengenerierung bis zur Ausgestaltung der Artikulationsfor-
men zu wenig Interesse an ihren eigenen Sichtweisen und Handlungsentwürfen erkennen. 
In diesem Sinne verbindet sich eine weiterhin ausgeprägte Bereitschaft zum gesellschaft-
lichen Engagement unter den Jugendlichen mit der gleichzeitig zunehmenden Ablehnung 
eines Eintritts in die formalen Strukturen etwa der parteipolitischen Arbeit. 

Allgemein lässt sich für die Gegenwart feststellen, dass der Verein weiterhin den expo-
niertesten institutionell geregelten Freizeitort für Kinder und Jugendliche darstellt (Thole, 
2013, S. 79). Für eine Einschätzung der Zukunftsfähigkeit von Jugendorganisationen und 
-verbänden als intermediäre Akteure respektive Systeme ist der jüngere Befund relevant, 
dass der Jugendarbeit eine qualitative Bildungsrelevanz zugesprochen werden kann, die 
auch von den beteiligten Jugendlichen wahrgenommen wird. So konnten Studien, die 
aus Sicht der Jugendlichen dem Nutzen einer Mitgliedschaft oder eines vorübergehenden 
Engagements nachgingen, aufzeigen, „dass eine Stärkung des Selbstbewusstseins und ein 
Zugewinn an Selbständigkeit im Umgang mit Menschen und problematischen Situationen 
durch die Aktivität in den Verbänden angeregt wird“ (Thole, 2013, S. 79). Dies kann ange-
sichts einer zunehmenden Ausdifferenzierung von ‚Jugend‘ einerseits sowie der häufig den 
Jugendlichen selbst auferlegten (Über-)Forderung einer persönlichen und berufsbiographi-
schen „Selbstoptimierung“ (Luedtke & Wiezorek, 2016, S. 18) als wichtige Ermöglichung 
von Bildung angesehen werden, die Jugendliche dabei unterstützt, „autonome Lebensfüh-
rungs- und Lebensgestaltungsfähigkeiten zu erobern und weiter auszugestalten“ (Thole, 
2013, S. 82). Für die Zukunft wäre es aus intermediärer Sicht weiterführend, wenn es 
gelänge, die ‚Beziehungen‘ zwischen den Generationen in diesen Kontexten zunehmend 
weniger auf Protektion einerseits und reaktivem Protest andererseits, sondern verstärkt 
auf Formen intergenerationeller Partizipation aufzubauen (Krafeld, 2022, S. 25). Hierzu 
wären die skizzierten Vermittlungspotentiale weiter zu stärken und Blockaden gezielt abzu-
bauen. Jugendorganisationen könnten somit tatsächlich zu Ermöglichungsräumen werden, 
in denen auf Seiten der Subjekte Bildung als Persönlichkeitsentwicklung im obigen Sinne 
und mit Blick auf die Gesellschaft Demokratiebildung Hand in Hand gehen. Hierzu müss-
ten die Jugendorganisationen sich (deutlicher) an einem Selbstverständnis als Elemente 
einer intergenerationell geteilten „gesellschaftliche[n] Jugendpolitik“ orientieren, „in der 
Jugendliche als Akteur*innen eines ambivalenten Alltags wahrgenommen werden und ihr 
Anspruch auf Selbstbestimmung respektiert wird“ (Bock & Schröer, 2020, S. 249).  
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